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Dabei ist dem Aspekt, dass die Zuwendungen in der Schulgemeinschaft überwiegend aus den 
Personengruppen heraus erfolgen (z. B. ein Klassen- oder Kursverband sammelt für ein 
Abschiedsgeschenk) entsprechend zu berücksichtigen. Dies bedeutet: Die Zuwendung eines jeden 
Einzelnen aus der Personengruppe unterschreitet regelmäßig denjenigen Betrag, der durch die 
landesweit einheitlich geltenden VwV als so genannte „geringwertige Aufmerksamkeit“ 
(Bagatellgrenze bis 20 EUR) festgelegt ist. In der Summe (Gesamtzuwendung) allerdings wird dieser 
Wert in Abhängigkeit von der Größe der Personengruppe regelmäßig überschritten. Vor diesem 
Hintergrund werden die folgenden ergänzenden und weitergehenden Regelungen erlassen, um den 
im Schulbereich anzutreffenden Bedürfnissen bzw. Gegebenheiten gerecht zu werden.  
 
[…] 
Paragraph II, Absatz 1: 
Soweit den Lehrkräften nicht ausdrücklich etwas anderes mitgeteilt wurde, gilt ergänzend zur 
allgemeinen Zustimmung zur Annahme der in Ziffer II. 1. des Bezugserlasses abschließend genannten 
Vorteile auch die Zustimmung zur Annahme des nachfolgend aufgeführten Vorteils als allgemein 
erteilt: die bei Lehrkräften im Schulbereich aus besonderem Anlass übliche und nach allgemeiner 
Auffassung nicht zu beanstandende Zuwendung, die einer Lehrkraft insbesondere  

- anlässlich ihres Ruhestandseintritts, 
- nach Abschluss der Grundschule, der Mittelstufe oder der Oberstufe, 
- nach Abschluss eines Grund- oder Leistungskurses, 
- im Rahmen besonderer schulischer Veranstaltungen (z. B. Schulkonzerte, 

Theateraufführungen) oder 
- anlässlich ihres Geburtstags oder zu vergleichbaren persönlichen Anlässen  
- durch eine Personengesamtheit von Eltern oder Schülerinnen/Schülern oder einem Gremium 

der Schulmitbestimmung/Schulmitwirkung (z.B. Schulelternbeiräte, Schülervertretungen) 
überreicht wird,  

- sofern es sich bei der Zuwendung nicht um Bargeld handelt und  
- diese im Einzelfall einen Wert von insgesamt 150,00 EUR (Verkehrswert) nicht übersteigt und  
- kein Bezug zu einer bestimmten pflichtwidrigen Diensthandlung der Lehrkraft besteht. 

 
 


